
Der österreichische Sozi-
alstaat basiert auf Soli-
darität – er schützt Men-

schen in Notlagen, unterstützt 
bei Krankheit, Arbeitslosig-
keit oder im Alter und sorgt 
für soziale Stabilität. Doch ist 
dieses System auch anfällig 
für Miss brauch. Die Taskfor-
ce Sozialleis tungsbetrug (TF 
SOLBE) des Bundeskriminal-
amts geht dagegen vor.  

  
Anzeigen. Mit 4.865 ange-

zeigten Fällen wurde 2024 ein 
neuer Höchststand erreicht. 
Gegenüber 2023 (4.457 Fälle) 
bedeutet das eine Steigerung 
von rund 9,1 Prozent. Dahin-
ter steckt nicht nur ein wach-
sendes Problembewusstsein 
bei den Behörden und der Bevölke-
rung, sondern auch eine enge Zusam-
menarbeit zwischen Polizei, Arbeits-
marktservice, den Sozialämtern, den 
Finanz-, Fremden- und anderen Behör-
den. Die Anzeigen verteilen sich öster-
reichweit, jedoch mit einem deutlichen 
Schwerpunkt in Wien (2.626), gefolgt 
von der Steiermark (515), Niederöster-
reich (508) und Oberösterreich (432). 
Mit 102 Anzeigen wurden im Burgen-
land die wenigsten Delikte registriert. 
In allen Bundesländern wurden 2024 
Schwerpunktaktionen gesetzt – insbe-
sondere in der Grundversorgung und 
bei Ein- und Ausreisen, etwa am Flug-
hafen Wien-Schwechat –, die oft ge-
meinsam mit anderen Stellen, wie dem 
Bundesamt für Fremdenwesen und 
Asyl, der Finanzpolizei, dem Zoll oder 
den Landespolizeidirektionen durchge-
führt wurden.  

  
Dreiste Fälle, große Schäden. Die 

Vielschichtigkeit des Sozialleistungs-
betrugs spiegelt sich in den verschiede-
nen Fällen wider, mit denen die Task-
force konfrontiert wird. Die Bandbreite 
reicht vom Verschweigen von Aus-
landsaufenthalten bis hin zur bewuss -
ten Täuschung über den eigenen Auf-
enthaltsstatus oder zusätzliche Einkom-
men. Insgesamt konnten seit Bestehen 
der Taskforce über 25.000 Tatverdäch-

tige ausgeforscht, mehr als 23.600 An-
zeigen erstattet und ein Gesamtschaden 
von rund 135,7 Millionen Euro doku-
mentiert werden. Diese Zahl enthält 
auch jene Schäden, die durch rechtzei-
tiges Einschreiten und das Stoppen lau-
fender Betrugsfälle verhindert werden 
konnten. 

 
In Wien stand 2024 eine Österrei-

cherin im Verdacht im Zeitraum von 
Juli 2018 bis Jänner 2024 unrecht-
mäßig Sozialleistungen in Anspruch 
genommen zu haben. Die Frau soll in 
71 Fällen Leis tungen wie Arbeitslosen-
geld, Notstandshilfe und Mindestsiche-
rung bezogen haben und das, obwohl 
sie regelmäßig und über längere Zeit-
räume ins Ausland reiste. Laut den Er-
mittlungen hielt sie sich mehrmals im 
Jahr für zwei bis drei Monate in Jamai-
ka auf, jedoch ohne diese Aufenthalte – 
wie gesetzlich vorgeschrieben – den 
auszahlenden Stellen zu melden. Zu-
sätzlich zur widerrechtlichen Inan-
spruchnahme öffentlicher Leistungen 
soll die Frau ihre Mietwohnung in 
 Wien während ihrer Abwesenheit über 
Online-Inserate an eine Vielzahl an 
Untermieterinnen und -mietern – teil-
weise gleichzeitig an bis zu 16 Perso-
nen – weitervermietet haben. Neben 
den monatlichen Mietzahlungen ver-
langte sie eine Kaution in der Höhe 

von zwei Bruttomonatsmie-
ten, was ihr ein beträchtliches 
zusätzliches Einkommen ver-
schaffte. Die Ermittlungen er-
gaben eine Schadenssumme 
von 42.000 Euro. 

 
In Vorarlberg stand ein 

Türke mit österreichischem 
Aufenthaltstitel im Verdacht, 
zwischen August 2013 und 
November 2024 widerrecht-
lich Leistungen der Pensions-
versicherungsanstalt bezogen 
zu haben. Der Mann erhielt 
seit April 2012 eine Invali-
ditätspension samt Aus-
gleichszulage und ab Jänner 
2013 kam noch Pflegegeld 
hinzu. Im Zuge polizeilicher 
Ermittlungen konnte durch 

die Auswertung von Reisedokumenten 
nachgewiesen werden, dass sich der 
Mann in diesem Zeitraum wiederholt 
und über längere Zeit hinweg im Aus-
land aufhielt, aber keine Meldung er-
stattete. Durch die fortgesetzte Inan-
spruchnahme entstand ein Gesamtscha-
den von 18.500 Euro. 

  
In Salzburg stand 2024 eine Ukra -

inerin mit Vertriebenenstatus im Ver-
dacht, zwischen Juli 2022 und April 
2025 unrechtmäßig finanzielle Leistun-
gen aus der Grundversorgung erhalten 
zu haben. Die Frau war nach ihrer 
fremdenrechtlichen Registrierung in 
Österreich anspruchsberechtigt, doch 
Ermittlungen zeigten, dass wesentliche 
Anspruchsvoraussetzungen über einen 
längeren Zeitraum nicht erfüllt wurden. 
Sie soll  wiederholt in ihr Heimatland 
gereist sein, ohne das den zuständigen 
Behörden zu melden. Hinzu kommt ein 
zusätzliches Einkommen aus nicht ge-
meldeter Erwerbstätigkeit. Da die Leis -
tungen der Grundversorgung in Öster-
reich an einen tatsächlichen Aufenthalt 
in Österreich und an das Vorliegen von 
Hilfsbedürftigkeit geknüpft sind, führ-
ten das Zusatzeinkommen sowie die 
Auslandsaufenthalte zum Wegfall des 
Leistungsanspruchs. Es entstand ein 
Schaden in der Höhe von 8.400 Euro. 

 Romana Tofan
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              S O Z I A L L E I S T U N G S B E T R U G

Knapp 4.900 Anzeigen    
Kontrollen der Taskforce Sozialleistungsbetrug des Bundeskriminalamts und eine enge  

Zusammenarbeit mit anderen Behörden und Organisationen führten 2024 zu 4.865 Anzeigen. 

Sozialleistungsbetrug begeht, wer vorsätzlich falsche Angaben 
macht, um Arbeitslosengeld, Mindestsicherung oder Pflegegeld 
zu kassieren


